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bahngeſellſchaft. Vom 29. Juni 1868. 4 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Cottbus über Drebtau, 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Cottbus über Drebkau, 
enftenberg, Ruhland und Ortrand nach Großenhain eine Aktiengeſellſchaft ge: 
‚det hat, wollen Wir zum Baue und Betriebe dieſer Bahn Unſere landesherr⸗ 
Genehmigung hierdurch ertheilen, auch das anliegende, am 27. Mai 1868. 
richtlich vollzogene Statut hiermit beſtätigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß 
die in dem Geſetze über die Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. November 18388. 
en Vorſchriften über die Erpropriation und das Recht zur vorübergehen? 
enutzung fremder Grundſtücke auf das in Rede ſtehende Unternehmen be 
ch des diesſeitigen Staatsgebietes Anwendung finden ſollen. 5 


Die gegenwärtige Urkunde iſt mit dem Statute durch die Geſetz-Samm⸗ 
ung zu veröffentlichen. | 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 i 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 1 


ls 
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Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


ang 1868. (N 714l) 
egeben zu Berlin den 20. Juli 1868. 


Statut 


der 


Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 


A. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. 


Name und Zweck der Geſellſchaft. 


ll: der Benennung: »Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft« wird 
eine Aktiengeſellſchaft gebildet, welche den Bau einer von der Allerhöchſten 
Beſtätigung dieſes Statuts in längſtens drei Jahren zu vollendenden Lokomotiv⸗ 
Eiſenbahn von Cottbus über Drebkau, Senftenberg, Ruhland und Ortrand nach, 
Großenhain zum Zwecke hat. . N : 


2 


Art der Benutzung. 


Die Geſellſchaft iſt befugt, den Betrieb auf dieſer Eiſenbahn einer anderen 
anſchließenden Geſellſchaft zu überlaffen. Die Wahl dieſer Geſellſchaft und der 
mit derſelben abzuſchließende Betriebs⸗Ueberlaſſungsvertrag unterliegt der Ge 

lhe rb des Königlich Preußiſchen Miniſters für Handel, Gewerbe und öffent 
licche Arbeiten. ö SE 


8.3. 


Bahnlinie und Bauplan. 


Die Bahnlinie hat auf Königlich Preußiſchem Gebiete der Königlich 
Preußiſche Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, auf 1 
Sächſiſchem Gebiete das Königlich Sächſiſche Miniſterium des Innern feſtzu⸗ 
ftellen; auch unterliegen der Genehmigung derſelben die ſpeziellen Bauprojekte 
und Anſchläge. Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter beſonderer 
nehmigung der betreffenden Miniſterien abgewichen werden. 8 5 


* 


Domizil und Gerichtsſtand. 
5 Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt in 
Cottbus. 


8 
Fonds der Geſellſchaft. 

Das zum Baue der Eiſenbahn und zur Verzinſung der Aktien bis zu dem 
$. 21. beſtimmten Zeitpunkte nach den vorläufigen Anſchlägen erforderliche 
Kapital von 1,500,000 Thalern wird aufgebracht durch 

a 5000 Stück Stammaktien zu je 100 Thalern, 
5000 Stück Prioritäts⸗Stammaktien zu je 200 Thalern. 


$. 6. 
Reſervefonds. 
en Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunächſt ein Reſervefonds ge⸗ 
bildet, welcher zur Deckung der in außerordentlichen Fällen, z. B. zu nicht im 
5 ee Bauplane und Anſchlage vorgeſehenen Neubauten, nöthig werdenden 
usgaben beſtimmt iſt. 
Dieſem Reſervefonds werden überwieſen: 
1) der nach Vollendung der Bahn verbleibende Reſt des Geſellſchaftsfonds; 


2) der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenden, die ſtatutengemäß (vergl. 
F. 23.) zu Gunſten der Geſellſchaft verfallen 


nach $. 16. aus einer Vereinbarung mit 
einem für einen ſäumigen Aktionair eintretenden neuen Zeichner etwa 
erwachſenden Vortheile ; 
4) ein Zuſchuß aus der Reineinnahme, der vom Vorſtande mit höchſtens 
1200 Thalern für das Jahr ſo lange feſtgeſetzt wird, bis der Reſerve⸗ 
fonds die Höhe von 12,000 Thalern erreicht hat. ö 


3 Uebernimmt die Geſellſchaft den Betrieb auf eigene Rechnung, ſo dient 
der Reſervefonds auch zur Deckung der Koſten für die Vermehrung der Be⸗ 
. welche nach Ablauf des erſten Betriebsjahres nothwendig befun⸗ 
den wird. 5 

a In dieſem Falle muß aber der Reſervefonds auf die Höhe von 
24,000 Thalern gebracht werden und ſoll deshalb der Vorſtand einen höheren 
jährlichen Zuſchuß, jedoch höchſtens im Betrage von 2400 Thalern für das Jahr, 
feſtzuſetzen befugt ſein. 6 
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ſtrafen, ſowie die ebenfalls 


3) die von ſäumigen Aktionairen nach F. 16. zu zahlenden Konventional- 


ee 


Ein höherer jährlicher Zuſchuß als 1200 bez. 2400 Thaler kann nur 
unter Zuſtimmung der Generalverſammlung feſtgeſetzt werden. a: 

Hat der Reſervefonds die Höhe von 12,000 bez. 24,000 Thalern erreicht, 
ſo braucht er blos auf dieſer Höhe erhalten zu werden, und es erfolgen Zuſchüſſe 
nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. 

Sobald und fo lange der Reſervefonds in voller Höhe vorhanden iſt, 
fließen die nicht erhobenen Zinſen und Dividenden, ſowie die Zinſen des Neferye 
fonds ſelbſt in die allgemeine Geſellſchaftskaſſe. 5 


$. 7. 


Erneuerungsfonds. 


Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird ebenmäßig ein Erneuerungs⸗ 
fonds gebildet, welcher beſtimmt iſt zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung 
von Schienen, Schwellen und der kleinen Theile des Oberbaues der Eiſenbahn 
mit Einſchluß der Weichen. Uebernimmt die Geſellſchaft den Betrieb auf eigene 
Rechnung, ſo dient der Erneuerungsfonds auch zur Beſtreitung der Koſten der 
Erneuerung der Lokomotiven nebſt Tendern und der Wagen aller Art. 


Zu dieſen Erneuerungen ſind insbeſondere zu rechnen: 


J) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten „Keſſel, a 
Cylinder, Siederöhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer 
Waſſerbehälter und Bremſen, f f 


2) bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, 
Rädern, Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer Rouped, 


i Dem Erneuerungsfonds werden überwieſen die Einnahmen aus dem Ver⸗ 
kaufe alter Materialien des Oberbaues und der Betriebsmittel und ein Zuſchuß 
aus der Reineinnahme, der nach Prozentſätzen von dem Werthe der Schienen 
und Schwellen, beziehentlich von dem Werthe der Lokomotiven, Tender und 

Wagen zu berechnen iſt. 
Dieſe Prozentſätze normirt der Vorſtand nach Bedürfniß von fünf zu 
fünf Jahren mit Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehörde. 

Wenn der Erneuerungsfonds derartig angewachſen iſt, daß der Königlich 
Preußiſche Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten eine weitere 
Verſtärkung deſſelben nicht für erforderlich erachtet, fo fallen nicht nur die jähr⸗ 
lichen Zuſchüſſe fort, ſondern es dürfen auch die Einnahmen aus dem Verkaufe 
alter Materialien des Oberbaues und der Betriebsmittel, ſowie die Zinſen des 
Erneuerungsfonds ſelbſt zu der allgemeinen Geſellſchaftskaſſe vereinnahmt werden. 


SR 
Verhältniß der Geſellſchaft zum Staate. 

Die Verhältniſſe der Geſellſchaft, eventuell der Eiſenbahnverwaltung, welcher 
der Betrieb überlaſſen wird, zum Staate werden, außer durch die beſtehenden 
und noch zu erlaſſenden Geſetze, im Allgemeinen durch die landesherrliche 9 

gel‘ 


gegenwärtige Statut beſtimmt. Insbeſondere aber bleibt 


i | 5 
n, welche für die F. 1. bezeichnete Eiſenbahn ertheilt werden wird, und das 


1) dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowohl 
für die Güter, als für den Perſonenverkehr, ſowie jeder Abänderung 
der Tarife; 

b) die Genehmigung, nöthigenfalls auch die Abänderung des Fahrplanes, 

e) die Beſtätigung des oberſten Adminiſtrationsbeamten (Spezialdirek⸗ 
tors) und des oberſten techniſchen Beamten (Ober-Ingenieurs reſp. 
Betriebsdirektors), welcher die formelle Qualifikation zum Bau⸗ 
inſpektor beſitzen muß, ſowie die Genehmigung der dieſen beiden 
Beamten zu ertheilenden Geſchäftsinſtruktionen. Auch die Qualifi⸗ 
kation des die Bauführung leitenden Ingenieurs unterliegt der 
Prüfung des Handelsminiſters. i 


2) Zur Ausführung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbähn zu 


militairiſchen Zwecken (Geſetz-Samml. für 1843. ©. 373.) iſt die Geſell 
ſchaft verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements vom 
1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transportes größerer 
Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, desgleichen für die Beförderung 
von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armeebedürfniſſen auf den 
Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 1861. für den 
Transport der Truppen und des Armeematerials auf den Eiſenbahnen 
und den künftigen Abänderungen und Ergänzungen dieſer Reglements 
und Inſtruktionen zu unterwerfen, als auch Militair⸗Perſonen und Effekten 
jeglicher Art zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. Als Fahrpreiſe 
ſollen diejenigen Sätze erhoben werden, welche jeweilig auf den Preußiſchen 
Staatsbahnen erhoben werden. 


3) Der Poſtverwaltung des Norddeutſchen Bundes gegenüber iſt die Geſell— 
ſchaft verpflichtet: ; 

a) ihren Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geſtattet, in die noth- 
wendige Uebereinſtimmung mit den Bedürfniſſen der Poſtverwaltung 
zu bringen; 

b) die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verbunden, mit jedem fahrplanmäßigen 
Zuge auf Verlangen der Poſtperwaltung einen Poſtwagen und 
innerhalb deſſelben 

aa) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, 
Juwelen und Pretioſen ohne Unterſchied des Gewichtes, 
ferner ſolche nicht in die Kategorie der obigen Sendungen 
gehörige Packete, welche einzeln das Gewicht von zwanzig 
Zollpfunden nicht überſchreiten, 

bb) die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur Verrichtung 
des Dienſtes unterwegs erforderlichen Poſtbeamten, auch wenn 
dieſelben geſchäftslos zurückkehren, 8 


(Nr ia) ce) die 


0 


cc) die Geräthſchaften und Utenſilien, deren die Beamten unter: 

wegs bedürfen, ö 
unentgeltlich zu befördern. Statt beſonderer Poſtwagen können auf 
Grund desfallſiger Verſtändigung auch Poſtkoupés in Eiſenbahn⸗ 
wagen gegen eine den Selbſtkoſten für die Beſchaffung und Unter 
haltung thunlichſt nahe ſtehende Miethe benutzt, es kann ferner bei 
ſolchen Zügen, in denen Poſtwagen oder Poſtkoupés nicht laufen, 
die unentgeltliche Mitnahme eines Poſtbeamten mit der Briefpoſt, 
dem alsdann der erforderliche Sitzplatz einzuräumen iſt, oder die 
unentgeltliche Beförderung von Brief- und Zeitungspacketen durch 
das Jugperſonal verlangt werden. 


Für ordinaire Packete über zwanzig Pfund, auch wenn dieſelben 
innerhalb des Poſtwagens oder Poſtkoupés befördert werden, erhält 
die Eiſenbahngeſellſchaft die tarifmäßige Eilfracht, welche für das 
monatliche Geſammtgewicht der zwiſchen je zwei Stationen beför— 4 
derten zahlungspflichtigen Packete berechnet und auf Grund beſon⸗ 
derer Vereinbarung aviſionirt wird. f : 


d) Wenn ein Poſtwagen oder das an deſſen Stelle zu benußende 
Poſtkoupé (ad b.) für den Bedarf der Poſt nicht ausreicht, jo hat 
die Eiſenbahngeſellſchaft entweder die Beförderung der nicht unter⸗ 
zubringenden Poſtſendungen in ihren Wagen zu vermitteln, oder der 
Poſt die erforderlichen Transportmittel leihweiſe herzugeben. Im 
erſteren Falle wird für ordinaire Packete über zwanzig Pfund eine 
weitere als die ad e. vorgeſehene Vergütung nicht geleiſtet. Im 
letzteren Falle zahlt die Poſtverwaltung außer der Frachtvergütung 
für die ordinairen Packete über zwanzig Pfund eine beſonders u 
vereinbarende, nach Sätzen pro Koupé und Meile und reſp. pro 
Achſe und Meile zu bemeſſende Hergabe- und Transportvergütung. 


e) Die Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt die Unterhaltung, Unterſtellung,ů 
Reinigung, das Schmieren, Ein- und Ausrangiren ꝛc. der Eiſenbahn⸗ 
poſtwagen, ſowie den leihweiſen Erſatz derſelben in Beſchädigungss 
fällen, gegen Vergütungen, welche nach den Selbſtkoſten bemeſſen werden 
und über deren Ber beſondere Vereinbarung getroffen wird. 


4) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die mit Poſtfreipäſſen verſehenen 
Perſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgeſetzt, daß dieſe nur 
einen Theil ihrer Reiſe auf der Eiſenbahn, einen anderen Theil 
aber mit gewöhnlichem Poſtfuhrwerk zurücklegen. „ 


4) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, unentgeltlich die Anlage einer Bundes- 
Telegraphenlinie längs der Bahn zu geſtatten und geſteht zu dieſen 
Zwecke der Bundes⸗Telegraphenverwaltung die Berechtigung zu, nach 
Bedürfniß eine einfache Sangean oder zwei parallele Stangenreihen 
auf gleicher Seite des Bahnplanums und außerdem auf derjenigen Seite 
des Bahnterrains, welche die oberirdiſchen Leitungen im Allgemeinen a 8 


0 
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verfolgen, eine Telegraphenlinie unterirdiſch in einer denn Zwecke ent⸗ € 
ſprechenden Tiefe unter Benutzung des Bahnterrains anzulegen. RR: 

Auch verpflichtet ſich die Geſellſchaft, nach Maaßgabe der Anord⸗ 
nungen des Bundeskanzlers den Eiſenbahntelegraphen Behufs Benutzung 
zur Beförderung von Staats und Privatdepeſchen einzuräumen. 


95) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Baaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen 
werden, pünktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen er⸗ 
wachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung 
eines beſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten, zu tra⸗ 
gen. Sie iſt verpflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit 
des Geſetzes vom 21. Dezember 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1847. S. 21.) 
für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. Nicht min⸗ 
der wird die Geſellſchaft den Anforderungen der zuſtändigen Behörde 
wegen Genügung des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau beſchäftigten 
Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erforderlichen Falles 
auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten übernehmen. 
6) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und künftig be- 
ſtehenden Grundſätze für die Staats⸗Eiſenbahnen für ihre Beamten und 
Arbeiter Penſions⸗, Wittwenverpflegungs⸗ und Unterſtützungskaſſen 
einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu leiſten. 


7) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, 
Schaffner und fonftigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techni⸗ 
ſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil - Anitel- 
lungsberechtigung entlaſſenen Militairs des Königlich Preußiſchen Heeres, 
ſoweit dieſelben das fünfunddreißigſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, zu wählen. N 

8) Die Geſellſchaft iſt allen Beſtimmungen unterworfen, welche in dem 
zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Königlich Sächſiſchen Re⸗ 
gierung zu vereinbarenden Staatsvertrage in Betreff dieſer Bahnanlage 
werden feſtgeſetzt werden. a 


nnr 


$. 9. 
Verfaſſung und Verwaltung. 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 8 
I) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 
($$. 26. ff) 
2) durch den Vorſtand, welcher aus fünf Mitgliedern beſteht (S. 38. ff.) / 
3) durch drei Reviſoren ($$. 48. ff.). 


(Ne. 2141) $. 10. 


Schlichtung von Streitigkeiten. 


Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen ſind i 
Gerichtsſtande der Geſellſchaft anhängig zu machen, welchem ſich jeder Aktien 
zeichner und deſſen Rechtsnachfolger durch die Zeichnung beziehungsweiſe durch 

den 1 der Rechte aus der Zeichnung kraft des gegenwärtigen Statuts un⸗ 
terwirft. 5 


8 
a Oeffentliche Bekanntmachungen. 

Die nach dieſem Statute erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen, 
Zahlungsaufforderungen, Einladungen oder ſonſtige Mittheilungen ſind in fol— 
genden öffentlichen Blättern: 

1) dem Preußiſchen Staatsanzeiger 

2) der Leipziger Zeitung, 

3) der Berliner Börſenzeitung 
abzudrucken. 


Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdrücklich vor- 
geſchrieben tft, genügt ein zweimaliger Abdruck der Bekanntmachung in jedem 
der vorgenannten Blätter zu deren rechtsverbindlicher Publikation. 
8 Bei dem Eingehen des einen oder des anderen der vorgenannten Blätter 
genügt die Bekanntmachung in den übrigen, bis die nächſte Generalverſammlung 
nn Wahl eines anderen Blattes an Stelle des eingegangenen Beſchluß ge 
faßt hat. 
5 ' Inſertionen in andere, als die unter 1. bis 3. genannten Blätter bleiben 
dem Ermeſſen des Vorſtandes überlaſſen, ſind aber für die Rechtsgültigkeit der 
betreffenden Bekanntmachungen unweſentlich. a N 


$. 12. 
Abänderung des Statuts. \ 


8 8 Abänderungen des gegenwärtigen Statuts ſind nur in Folge eines nach 
Maaßgabe der $$. 27. bis 30. gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung 
5 unter lanbesherlhe Genehmigung zuläſſig. (Vergl. jedoch $. 58.) 


§. 13. 

N Verkauf der Bahn und Auflöſung der Geſellſchaft. 5 

5 Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöſung der Geſellſchaft, ingleichen 
die Vereinigung des Unternehmens mit einem anderen Eiſenbahn-Unternehmen 


können nur in Folge eines in gleicher Weiſe gefaßten, landesherrlich beſtätigten 
Beſchluſſes der Generalverſammlung geſchehen (F. 30.). ar 


8. Beſondere Beſtimmungen. 


I. Von den Aktien, Sinfen und Dividenden. 


F. 14. 
Aktien und deren Ausfertigung. 


| Sämmtliche im $. 5. gedachten Stamm⸗ und Prioritäts⸗ Stammaktien 
der Geſellſchaft werden auf den Inhaber lautend unter fortlaufender Nummer, 
und zwar die Stammaktien nach dem sub A., die Prioritäts⸗Stammaktien nach 
dem sub B. anliegenden Schema ſtempelfrei ausgefertigt, jedoch erſt dann aus⸗ 
fabi „wenn der volle Nominalbetrag derſelben zur Geſellſchaftskaſſe berich⸗ 
tigt iſt. 

Jede Aktie wird mit mindeſtens drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Vor⸗ 
ſtandes verſehen, dagegen vom Rendanten der Geſellſchaft unterſchrieben. 


$. 15. 
Einzahlung des Aktienkapitals. 


Vom Aktienkapitale müſſen innerhalb ſechs Wochen nach erfolgter Aller⸗ 
öchſter Beſtätigung dieſeß Statuts und Eintragung in das Handelsregiſter zu 
ottbus 10 Prozent (zehn Prozent), nach anderen drei Monaten 20 Prozent 

zig Prozent) und im Laufe des erſten Jahres noch 10 Prozent (zehn Pro⸗ 
nt) eingezahlt werden. ; ; 
Die Zahlung des übrigen Betrages geſchieht nach Bedürfniß, worüber der 

rſtand, jedoch mit der Maaßgabe zu beſtimmen hat, daß von Stamm⸗ und 
rioritäts⸗Stammaktien 


a) die Ausſchreibungen auf ſämmtliche Zeichnungen nach gleichem Prozent⸗ 
ſatze erfolgen, ö 
b) keine einzelne Einzahlung den Betrag von 20 Prozent (zwanzig Prozent) 
der gezeichneten Summe überſteigen darf, und daß endlich 5 
e) zwiſchen jeder neuen Einzahlung und der ihr zunächſt vorangegangenen 
eine Friſt von drei Monaten liegen muß. we 
en Beträge werden bis zu ihrer Verwendung in den Bau 


ank oder bei einem anderen vom Vorſtande mit Zuſtimmung 
zu einem unbeſchadet der Sicher- 
an welchem 
FA 
eſtens dreimal ae 
oe⸗ 


bekannt gemacht wird und vom Tage der letzten Bekanntmachung bis zum fef 
gefehten Einzahlungstermine eine mindeſtens vierwöchentliche Friſt offen Bleib 
ollzahlungen auf Stamm⸗ und Prioritäts⸗-Stammaktien, reſp. die Ausgabe von 
ſolchen — voll eingezahlten — Aktien, ſind jederzeit geſtattet. 8 5 
Wenn die Geſellſchaft das Unternehmen aus irgend einem Grunde nich 
nach Maaßgabe des genehmigten Bauausführungsplanes fortſetzt und zu Ende 
führt, ſo iſt die Staatsregierung berechtigt, das Depot zur Fortſetzung des Bahn⸗ 
baues zu verwenden, 5 i 9 


F. 16. 


Folgen der Nichtzahlung der ausgeſchriebenen Raten. 


Ein Aktionair bez. Zeichner von Aktien, der eine ausgeſchriebene Rate zur 
feſtgeſetzten Zeit ($. 15.) nicht einzahlt, iſt verpflichtet, außer der Nachzahlung 


der rückſtändigen Rate nebſt den geſetzlichen Verzugszinſen eine Konventionalſtrafe 


von zehn Prozent der rückſtändigen Rate zur Geſellſchaftskaſſe zu entrichten und 

kann hierzu vom Vorſtande im Rechtswege angehalten werden. sl 

Der Vorſtand iſt aber auch berechtigt, die bis dahin auf die betreffende 
Aktie eingezahlten Raten als verfallen, die Anſprüche auf den Empfang der 
gezeichneten Aktie und den Quittungsbogen für erloſchen zu erklären. Es geſchieht 
905 durch öffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummer des Quittungs⸗ 
ogens. 

An Stelle der auf dieſe Weiſe unter Berückſichtigung der Beſtimmung 
des Artikels 222. sub 2. des Handelsgeſetzbuches ausſcheidenden Aktionaire können 
neue Aktienzeichner zugelaſſen werden, denen die betreffenden verfallenen Ein- 
zahlungen anzurechnen und mit denen die Bedingungen für die Uebernahme der 
Zeichnung, unbeſchadet der Verpflichtung zur Volleinzahlung der Aktien, durch 
den Vorſtand zu vereinbaren ſind. 


Idſt durch dieſe lediglich nach dem Ermeſſen des Vorſtandes feſtzuſtellende 
Vereinbarung die vollſtändige Deckung des Reſtes des Nominalbetrages der 
betreffenden Aktie nicht zu erlangen, ſo bleibt der Zeichner, deſſen Rechte aus der 
Zeichnung annullirt ſind, für den Ausfall perſönlich verhaftet. f 


7 
Quittungsbogen. 


Bis zur Berichtigung des Nominalbetrages und bis zur wirklichen Aus⸗ 
fertigung der Aktien werden über die geſchehene Einzahlung der einzelnen Raten 
Quittungsbogen unter fortlaufender Nummer nach dem beiliegenden Schema C. 
ausgeferkigt, die auf den Namen des Aktienzeichners lauten und nach geſchehener 
Vollzahlung des Nominalbetrages der gezeichneten Aktien gegen dieſe ſelbſt aus— 
getauſcht werden. a 
Jereh Die Quittungsbogen werden mit drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Vorſtandes = 

erſehen. 8 3 


Aushändigung der Aktien. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs⸗ 
bogens wird dem darin benannten Aktionair, oder deffen Ceſſionar, oder demjenigen, 
welcher ſich als rechtmäßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Rückgabe des Quittungs⸗ 
gens die gemäß N 14. ausgefertigte Aktie ausgehändigt. 

i Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu prüfen, iſt die 
Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


§. 19. 
Verhaftung der Aktionaire. 
Dier Zeichner einer Aktie iſt für die Einzahlung von vierzig Prozent des 
Nominalbetrages der Aktie nach Artikel 222. sub 2. des Handelsgeſetzbuches 


umbedingt verhaftet. 
0 Ueber den Betrag der gezeichneten Aktien hinaus iſt kein Aktionair zu Ein⸗ 


zahlungen für Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verpflichtet. 


$. 20. 
Zinſen der Einzahlungen. 


Die Aktien der Geſellſchaft, beziehungsweiſe die darauf geleiſteten Ein⸗ 
ahlungen werden während der Bauzeit und bis zu deren Ablaufe mit fünf Pro⸗ 
zent, und zwar bis zur erfolgten Volleinzahlung durch Verrechnung auf die nächſt⸗ 
folgende Einzahlung, von erfolgter Volleinzahlung an durch Baarzahlung aus 
dem Baukapitale verzinſt. Letztere erfolgt gegen Einlieferung der betreffenden 
Kupons, welche der Vorſtand nach dem anliegenden Schema D. ausfertigt und 
mit den Aktien zuſammen aushändigt. 

Die Bahn kann ſtreckenweiſe in Betrieb geſetzt werden; die Verzinſung der 
Alien aus dem Baukapitale hört jedoch erſt dann auf, wenn die ganze Bahn dem 
Betriebe übergeben wird. 


$. 21. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. = 
| Mit Ablauf des Semeſters (30. Juni, 31. Dezember), in welchem die 
Bahn vollſtändig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt wird, 
d der vom 1. Juli reſp. vom 1. Jantar des auf die Betriebseröffnung 
genden Semeſters an aus dem Unternehmen aufkommende Reinertrag nach 
Maaßgabe der folgenden Bedingungen vertheilt: | 


J) aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunächst die Verwaltungs 
Unterhaltungs-, beziehungsweiſe Betriebs- und ſonſtigen Ausgaben, ſo⸗ 


wie alle auf dem Unternehmen haftenden Laſten beſtritten / i 
89 * 2) ſo⸗ 


2 ſodann werden die in den 8g. 6. und 7. gedachten jährlichen Beit ge 
Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds vorweg genommen; Be 


3) von dem hiernach verbleibenden Reſte find die den Beamten der Geſell 
ſchaft etwa bewilligten Tantiemen zu berechnen f 


2 
* 
= f} 
2 
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4) der nach der Berichtigung derſelben verbleibende Reinertrag wird all 


jährlich in folgender Weiſe unter die Aktionaire vertheilt: 


a) vorerſt erhalten die Inhaber der Prioritäts⸗Stammaktien 5 Prozent 


(fünf Prozent) des Nominalbetrages ihrer Aktien; 

b) der nach Deckung dieſer fünf Prozent verbleibende Betrag der Nein- 
einnahme wird bis zur Höhe von 5 Prozent (fünf Prozent) pro Aktie 
unter die Inhaber der Stammaktien nach Verhältniß des Nominal⸗ 
betrages ihrer Aktien vertheilt , 

e) der nach Deckung dieſer Prozente (ad a. und b.) verbleibende Betrag 
der Reineinnahme wird zur Hälfte unter die Inhaber der Stamm⸗ 


aktien und zur anderen Hälfte unter die Inhaber der Priorität f 


Stammaktien vertheilt; 


d) ſollte in dem einen oder dem anderen Jahre der Reinertrag nich 1 


ausreichen, um den Inhabern der Prioritäts⸗Stammaktien die unte 


a. gedachten Dividenden zu gewähren, ſo wird das Fehlende aus 


dem Reinertrage des oder der folgenden Jahre nachgezahlt, ſo daß 


die Inhaber der Stammaktien eine Dividende nicht eher erhalten, 


als bis dieſe Nachzahlung vollſtändig geleiſtet iſt. 


Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft, reſp. der Liquidation des Geſell⸗ 


ſchaftsvermögens, haben die Inhaber der Prioritäts-Stammaktien ein Prioritäts 


recht an dem vertheilungsfähigen Erlöſe für das Unternehmen, ſo daß ſie aus 


demſelben zunächſt und vor den Inhabern der Stammaktien befriedigt werden 
müſſen. e 


F. 22. 


Dividendenſcheine und Talons. f e 


erneuert: 


Es werden auf fünf Jahre ausgehändigt und von fünf zu fünf Jahren 


mit den Stammaktien Dividendenſcheine nach dem sub E., Talons nach 


er dem sub F., 
mit den Prioritäts⸗Stammaktien Dividendenſcheine nach dem sub 6. 


Talons nach dem sub H. anliegenden Schema. 8 


Dividendenſcheine und Talons werden unter der Firma des Vorſtandes 
und zwei fakſimilirten Unterſchriften der Mitglieder deſſelben, ſowie dem Stempe 


der Geſellſchaft ausgefertigt. 72 

Die Ausreihung neuer Dividendenſcheine und Talons erfolgt gegen Ein 
lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenſcheinen und Kupons ausgegebenen 
Talons an den Vorzeiger der letzteren ohne Prüfung ſeiner Legitimation. a 


Zahlung der Dividende. 


Die Auszahlung der Dividende erfolgt von der Geſellſchaftskaſſe gegen 
Einlieferung der entſprechenden Dividendenſcheine vier Wochen nach geſchehener 
Feſtſtellung der Dividende durch die Generalverſammlung (§. 27). 
Ziainſen für die Aktien während der Bauzeit und Dividenden, die nicht 
binnen vier Jahren, von dem angegebenen Zahlungstage ab gerechnet, erhoben 
worden A verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft, vorbehaltlich der Beſtimmung 
des F. 24. f f 


§. 24. 


Oeffentliches Aufgebot und Mortiſizirung. 
Sind Aktien, Dividendenſcheine und Talons beſchädigt oder unbrauchbar 


7 


worden, 1 5 in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß über ihre 
ichtigkeit kein Zweifel obwaltet, jo iſt der Vorſtand ermächtigt, gegen Einreichung 


er beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleichartige Papiere aus 


fertigen und auszureichen. f i 
Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien 
Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur uläffig nach gerichtlicher 
mortiſation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Gerichte 
ſter Inſtanz nachzufuchen tft. . ER, 
Ene gerichtliche Amortiſation beſchädigter oder verloren gegangener Divi⸗ 
endenſcheine findet nicht Ttatt; der Betrag derſelben wird jedoch demjenigen, der 
die Beſchädigung oder den Verluſt derſelben innerhalb des §. 23. gedachten vier⸗ 
fährigen Zeitraumes bei dem Vorſtande angezeigt und ſeinen Anſpruch durch Ein⸗ 
eichung des in ſeinen weſentlichen Theilen beſchädigten Papieres und im Falle 
Verluſtes durch Vorlegung der Aktie ſelbſt beſcheinigt hat , binnen einer, vom 
lblaufe des vierjährigen Zeikraumes zu berechnenden einjährigen präkluſiviſchen 


tft gegen Rückgabe der über die rechtzeitige Anmeldung vom Vorſtande zu 


ertheilenden Beſcheinigung ausgezahlt. 
Auch eine gerichtliche Amortisation beſchädigter oder verlorener Talons 
findet nicht ſtatt. a a; 
Die Ausreichung neuer Dividendenfcheine geſchieht, wenn der Aktieninhaber 
en Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. Iſt aber vor 
Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verluſt des Talons dem Vorſtande 
einem Dritten angemeldet, der auf die neuen Dividendenſcheine Anſpruch 
cht, ſo werden letztere zurückbehalten, bis der Streit zwiſchen beiden Präten⸗ 


denten im Wege der Güte oder des Prozeſſes erledigt iſt. 


II. Von | 


EN SE ĩ ĩ on aa 


— 


II. Von der Aufſtellung der Bilanzen. 


$. 25. 


Das Gefchäfts. oder Betriebsjahr der Geſellſchaft ift das Kalenderjahr. 4 
Die Bauzeit wird bis zum Ende desjenigen Halbjahres gerechnet, in welchem 
der Betrieb der Bahn vollſtändig eröffnet wird ($. 21.). = 

Während der Bauzeit wird nach Ablauf eines jeden vollen Kalenderjahres 
eine Bilanz aufgeſtellt, welche nachzuweiſen hat, wie weit das Aktienkapital ein⸗ 
gezogen und verwendet iſt. Die Aufſtellung der Generalbilanz über die ganze 
Bauausführung erfolgt nach Beendigung des Baues zur nächſten rden 
Generalverſammlung. 5 

Nach Ablauf der Bauzeit iſt am Schluſſe eines jeden vollen Geſchäfts— 
bez. Betriebsjahres das Reſultat durch eine Bilanz darzuſtellen. = 

Iſt der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, ſondern im Laufe eines 
Kalenderjahres eröffnet, ſo hat ſich die erſte Bilanz auf dieſen Theil des Jahres 
zu beſchränken. a 4 

In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach ihrem 
Baarbetrage, etwaige Ausſtände nach ihrem Nominalbetrage, inſofern ſie aber 
unſicher ſein ſollten, nach gewiſſenhafter Schätzung von Seiten des Vorſtandes, 
und vorhandene Baumaterialien und Vorräthe nach dem Koſtenpreiſe und bei 
eingetretener Werthsverminderung unter Berückſichtigung derſelben als Aktivg 
angeſetzt. ü 4 

Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe des 
Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds ($$. 6. 
und 7.) zu beſtreiten geweſen find, mit Einſchluß der etwa am Jahresſchluſſe ver 
bliebenen Rückſtände. . 9 

Die Jahresbilanzen werden innerhalb der erſten drei Monate nach Ablauf 
des betreffenden Jahres durch die Geſellſchaftsblätter mitgetheilt. Sa 


III. Von den Generalverſammlungen. 


$. 26. 
Ort der Berufung. 
Alle Generalverſammlungen werden in Cottbus abgehalten. Die Be 
rufung dazu erfolgt unter Mittheilung der Tagesordnung durch den Vorſtand 


mittelſt zweimaliger öffentlicher Bekanntmachungen, von denen die erſte ſpäteſten? 
vier Wochen vor dem Verſammlungstage erſcheinen muß. 8 


e 
Ordentliche Generalverſammlungen. 
Ordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt: 

im zweiten Kalenderquartale eines jeden Geſchäfts⸗ bez. Betriebsjahres. 
Regelmäßige Gegenſtände der Berathung und der Beſchlußnahme der- 
ſelben find: 
| 1) 10 5 des Vorſtandes über die Lage der Geſchäfte und die Bilanz 

25.) 
2) die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Reviſoren 


3) Bericht der Reviſoren über die Prüfung und Decharge der Rechnungen 
und der Bilanz des verfloſſenen Jahres und Beſchlußnahme über ge⸗ 
zogene Monita, ſowie über die Vorſchläge zur Dividendenvertheilung 


4) Beſchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der General⸗ 
verſammlung von dem Vorſtande, oder den Reviſoren, oder einzelnen 
Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden 


5 5) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Vorſtandes und den Reviſoren zu 
gewährenden Remuneration. 


$. 28. 
Anträge einzelner Aktionaire. 


Beſondere Anträge einzelner Aktionaire müſſen fo zeitig vor der General⸗ 
verſammlung dem Vorſitzenden des Vorſtandes ſchriftlich mitgetheilt werden, daß 
dieſelben gemäß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches noch in die öffentliche, zur 
Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden können, widrigen⸗ 
m 15 Beſchlußnahme darüber bis zur nächſten Generalverſammlung zu ver⸗ 
tagen iſt. 


— 


$. 29. 
Außerordentliche Generalverſammlungen. 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt in allen Fällen, in 

nen der Vorſtand, oder die Reviſoren, oder die Aufſichtsbehörde ſie für nöthig 

erachtet, ſowie auf N der Aktionaire, gemäß Artikel 237. des ieder e 

es, wenn ein ſolcher Antrag unter Depoſition des zehnten Theiles der emit⸗ 

n Stamm⸗ und Prioritäts⸗Stammaktien und unter Angabe der Gründe und 

Zweckes bei dem Vorſtande geftellt iſt. In der Einladung muß der Gegen- 
der zu verhandelnden Geſchäfte kurz angedeutet werden. 


71410 $. 30. 


Nothwendigkeit einer Generalberſammlung. RE 

Außer den im H. 27. genannten Gegenſtänden iſt der Beſchluß ein 
Generalverſammlung überhaupt erforderlich: i 
I) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im H. 1. angegebenen 
Zweck hinaus; 5 


2) zur Genehmigung des Vertrages wegen Ueberlaſſung des Betriebes an 
eine andere Elſenbahnverwaltung, bez. zum Beſchluſſe wegen Uebernahme 
des Betriebes auf eigene Rechnung (F. 2.) / 


3) zur Vermehrung des Grundkapitals der Geſellſchaft und Kontrahirung 
von Anleihen für dieſelbe (vergl. $. 5.) 

4) zu Abänderungen und Ergänzungen des Statuts auch in anderen, als 
in den unter 1. und 2. genannten Fällen (F. 12., vergl. jedoch §. 57“) 


5) zum Verkaufe der Bahn, Auflöfung der Geſellſchaft, ingleichen Fuſion 
derſelben mit einer anderen und Feſtſtellung der desfallſigen Bedin⸗ 
gungen (F. 13.) 

6) zur Aufhebung der Beſchlüſſe früherer Generalverſammlungen. 

Beſchlüſſe über dieſe Gegenſtände können ſowohl in ordentlichen wie außer⸗ 


ordentlichen Generalverſammlungen gefaßt werden. Der Gegenſtand der Be 
rathung muß aber in beiden Fällen nach $. 29. in der Vorladung bezeichnet fein. 
ö Die unter 1. bis 5. gedachten Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des 
Staates bez. des Handelsminiſters, um für die Geſellſchaft verbindlich zu fein. 
Ueber die Art der Abſtimmung über dieſe Gegenſtände ſetzt §. 35. das 


Nöthige feſt. 
NER 
Stimmenzählung. 
In der Generalverſammlung gewährt eine Stammaktie ebenſoviel Stimm- 
recht als eine Prioritäts⸗Stammaktie. 


Aktionaire, welche nur vier Aktien oder weniger beſitzen, haben in der 
Generalverſammlung nur Sitz, aber kein Stimmrecht. 


Im Uebrigen haben die Beſitzer 
von 5 bis 50 Stamm⸗ oder Prioritäts⸗Stammaktien für jede vollen 
fünf Aktien je Eine Stimme, 
von 51 und mehr Stamm⸗ oder Prioriäts⸗Stammaktien für die erſten 


funfzig Aktien zehn Stimmen, für jede ferneren vollen funfzig 
Aktien je Eine Stimme, ; 


fo jedoch, daß auch der größte Aktienbeſitz zu nicht mehr als funfzig Stimmen 
berechtigt. en u 


eh 


Kein Bevollmächtigter darf mehr als vierzig fremde Stimmen führen. 
Vertritt er jedoch nur einen Aktionair, und hat dieſer mehr als vierzig Stimmen, 
ſo führt der Bevollmächtigte alle Stimmen ſeines Machtgebers. ; 


$. 32. 
Legitimation der Stimmberechtigten. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſind nur diejenigen berech⸗ 
tigt, welche ſpäteſtens am Tage vor der Verſammlung ihre Aktien bei der 
Geſellſchaftskaſſe deponiren. 

Die Nummern der deponirten Aktien werden in einem nach der laufenden 
Nummer angelegten? Verzeichniſſe roth angeſtrichen und das unter der Kontrole 
des dazu beſtimmten Beamten zu führende Verzeichniß wird von einem Mitgliede 
des Vorſtandes verifizirt. 

Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeichniß 
der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in zwei Exemplaren übergeben, 
von denen das eine zu den Akten der Geſellſchaft geht, das andere mit dem 
Siegel der Geſellſchaft unter dem Vermerk der erfolgten Depoſition, ſowie mit 
der Stimmenzahl verſehen, ihm zurückgegeben wird. Dies Exemplar dient als 
Einlaßkarte zur Verſammlung, auf Grund deren beim Eintritte in dieſelbe dem 
Ignhaber eine angemeſſene Anzahl von Stimmzetteln verabfolgt wird, welche mit 
dem Stempel der Geſellſchaft verſehen ſind. 

9 Gegen Rückgabe dieſes Duplikatverzeichniſſes erfolgt die Rückgabe der 
betreffenden Aktien. f 

5 Die Stelle der wirklichen Depoſition bei der Geſellſchaftskaſſe vertreten nur 
amtliche Beſcheinigungen von Staats⸗ und Kommunalbehörden über die bei ihnen 
erfolgte Depoſition der Aktien. 


$. 33. 
Vertretung der Aktionaire. 


4 Es iſt einem jeden Aktionair geſtattet, ſich durch einen aus der Zahl der 
übrigen Aktionaire gewählten Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, deſſen Voll⸗ 
machtsauftrag durch ſchriftliche, entweder von einem Mitgliede des Vorſtandes, 
oder von einem Beamten, der ein öffentliches Siegel zu führen berechtigt iſt, 
beglaubigte Vollmacht nachgewieſen iſt. 
Dieſe Vollmacht muß ſpäteſtens einen Tag vor der Verſammlung im 
Büreau der Geſellſchaft niedergelegt, auch die Legitimation des Vollmachtaus⸗ 
ſtellers auf die im $. 32. vorgeſchriebene Weiſe geführt werden. a 
* Aktionaire weiblichen Geſchlechts dürfen den Generalverſammlungen über⸗ 
haupt nicht beiwohnen; doch können ſie ſich durch ihre Ehemänner oder durch 
Bevollmächtigte aus der Zahl der Aktionaire vertreten laſſen. 
x Ein Ehemann bedarf gun Vertretung feiner Ehefrau keiner beſonderen Voll⸗ 
macht. Juriſtiſche Perſonen können durch ihre verfaſſungsmäßigen Repräſentanten, 
Handlungshäuſer durch ihre Prokuriſten, Bevormundete durch ihre Vormünder 
bertreten werden, ohne daß dieſe Vertreter Aktionaire zu fein brauchen. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7141.) 90 §. 34, 


Se 


. 34. 
Entſcheidung über das Stimmrecht. 


Die Entſcheidung über etwaige Reklamationen wegen des Stimmrechts 
gebührt der Generalverſammlung. 
5 $. 35. 
Gang der Verhandlungen. Ban 
Der Vorſitzende des Vorſtandes oder deſſen Stellvertreter leitet die Ver: 
handlung, beſtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtände, ertheilt 
das Wort und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Verfahren feſt. 
| Bei, schriftlicher Abſtimmung, für welche nur geſtempelte Stimmzettel gültig 
ſind, müſſen dieſelben bei Vermeidung der Ungültigkeit vom Stimmgeber unter⸗ 
ſchrieben und mit der Zahl der Stimmen, welche er repräſentirt, bezeichnet fein. 
Die Beſchlüſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit gefaßt. Eine 
Ausnahme findet ftatt bei den nach §. 30. unter 1., 3., 4, und 5. gedachten 
Gegenſtänden, über welche nur eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Anweſenden 
oder Vertretenen entſcheiden kann. f 15 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 36. 
Wahl des Vorſtandes und der Reviſoren. 


Bei der Wahl der Vorſtandsmitglieder und der Reviſoren findet in den 
Generalverſammlungen folgendes Verfahren ſtatt: 


1) die Wahl erfolgt durch gewöhnliches Skrutinium, ſo daß zuerſt das oder 
die Mitglieder des Vorſtandes und hierauf die Reviſoren gewählt werden; 


2) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jeden eine der Zahl der 
zu Wählenden gleiche Anzahl Namen wahlfähiger Geſellſchaftsmitglieder 
zu ſetzen iſt ; 15 

3) Stimmzettel, welche formell ungültig ſind, bleiben ebenſo wie unſtatthafte 
Wahlen unberückſichtigt / a 


4) der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
unter Zuziehung eines Vorſtandsmitgliedes die Stimmzettel ſammeln, 
nach dem jedesmaligen Skrutinium die Unterſchriften der Stimmzettel 
und die beigefügte Stimmenzahl nach der angefertigten Präſenzliſte ($. 37.) 
prüfen, nach erfolgter Prüfung den Inhalt der Stimmzettel, unter Ver⸗ 
ſchweigung des Namens des Skimmgebers, laut vorleſen und die Reſultate 
der Abſtimmung zuſammenſtellen a 

5) als erwählt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der da h ö 
Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die abſolute 
Stimmenmehrheit erhalten haben. Iſt eine abſolute e 5 

ni 


e 
nl, erreicht, fo werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
hab 


en, in doppelter Anzahl der noch zu wählenden zur engeren Wahl 

geſtellt / e i | 

6) das Reſultat der Abſtimmung wird hiernächſt in das über die Verhandlungen 

aufzunehmende Protokoll vegiſtrirt, die Stimmzettel aber werden mit dem 
Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und bis einſchließlich zur nächſten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung aſſervirt / 


7) bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet über die Priorität 
das Loos, nach einer vom Vorſttzenden in der Verſammlung ſelbſt zu 
treffenden Anordnung. f 


Sollte einer oder mehrere der Gewählten die Annahme des Amtes, zu 
welcher überhaupt ein Zwang nicht ſtattfindet, ausſchlagen, was angenommen 

wird, ſofern ſie ſich binnen acht Tagen nach erfolgter Wahl, oder, falls ſie in 
der Verſammlung nicht anweſend waren, binnen acht Tagen nach der ihnen bekannt 
gemachten Wahl nicht ſchriftlich zur Annahme bereit erklärt haben, ſo rücken 
nach der Reihenfolge diejenigen ein, welche die meiſten Stimmen, wenn auch nur 
relative Mehrheit, erhalten haben. : 


$. 37. 

Protokoll. 
Das über die Verhandlungen 1 Generalverſammlung aufzunehmende 
Preotokoll wird gerichtlich oder nokariell aufgenommen und von den anweſenden 

Mitgliedern des Vorſtandes und zwei ſonſtigen Aktionairen unterſchrieben. 

Die Namen der in der Generalverſammlung erſchienenen ſtimmberechtigten 
Aktionaire und die Legitimation der Bevollmächtigten oder Vertreter der abweſen⸗ 
den ſtimmberechtigten Aktionaire ſind durch eine von den anweſenden Mitgliedern 
des Vorſtandes zu vollziehende Ne in welcher die Stümmenzahl bei den 
einzelnen Namen beizufügen iſt eſtzuſtellen und ſolche dem Protokolle beizufügen. 
Protokoll und Präſenzliſte haben vollkommen beweiſende Kraft für den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchlüſſe. Die namentliche Aufführung 
der in der Generalverſammlung erſchienenen nicht ſtimmberechtigten Aktionaire 
in der Präſenzliſte iſt nicht erforderlich. 


IV. Von den Repraͤſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 
A. Der Vorſtand. 
8. 88 
Zweck und Umfang. 
Der Vorſtand der Geſellſchaft beſteht aus fünf Mitgliedern. Er iſt be⸗ 


ſchlußfähig, wenn mindeſtens drei Mitglieder, einſchließlich des Vorſitzenden oder 
r. 7141) W e mes 
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ſeines Stellvertreters, anweſend ſind. Wegen des erſten Vorſtandes wird auf 
$. 55. verwieſen. An Stelle jedes nach §. 55. jährlich aus ihm ausſcheidenden 
Mitgliedes wird von der Generalverſammlung ein neues Vorſtandsmitglied auf 
die im §. 45 beſtimmte Amtsdauer gewählt, welches nach deren Ablauf von 
ſelbſt ausſcheidet und in gleicher Weiſe durch Wahl erſetzt wird. f 


$. 39. 
Wahlfähigkeit. 


Jedes Mitglied des Vorſtandes muß im Beſitze von zwanzig Stammaktien 
ſein, welche für die Dauer ſeines Amtes in der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen ſind. 


Nicht wählbar find: 
1) Beamte der Geſellſchaft 


2) minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 


3) Perſonen, welche nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find; 
4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhältniſſen ſtehen. 


$. 40. 
Der Vorſitzende. 


Der Vorſtand wählt aus ſeinen in Preußen wohnhaften Mitgliedern all⸗ 
jährlich einen Vorſitzenden (Direktor) und für die Fälle vorübergehender Verhin⸗ 
derung deſſelben einen Stellvertreter. ® 

Scheidet der Vorfigende oder deſſen Stellvertreter im Laufe des Jahres 
aus, ſo findet eine Neuwahl für den Reſt des Jahres ſtatt. 5 

Der Vorſitzende leitet die Geſchäfte, empfängt und öffnet die eingehenden 
Schreiben, beruft die Verſammlungen des Vorſtandes, ladet zu denſelben die 
Mitglieder nach Befinden durch ſchriftliche, den Gegenſtand der Beſprechung an⸗ 
deutende Cirkulare ein und leitet in der Verſammlung ſelbſt die Verhandlungen. 

Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat, wenn letzterer verhindert iſt, 
überall die gleichen Rechte und Verpflichtungen, wie der Vorſizende ſelbſt. 


§. 41. 
Verſammlungen und Beſchlüſſe. 


Der Vorſtand verſammelt ſich in ordentlichen Sitzun en, deren Anzahl 
und Zeit jährlich in der erſten konſtituirenden Sitzung für das laufende Jahr a 
feftgefegt wird, außerdem aber in außerordentlichen Sißungen fo oft, als es der 5 
Vorſitzende für nothwendig erachtet, oder zwei Mitglieder unter Angabe der 
Gründe es verlangen. Si 


a, 

Die Sitzungen finden in der Regel in Cottbus ftatt, können aber auch 
auf einer anderen Station der nach $. 1. zu erbauenden Eiſenbahn abgehalten 
werden. j 

Gültige Beſchlüſſe können nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
„ Bei Wahlen wird ebenſo verfahren, wie in $. 36 unter 5. 7. und am 
Ende vorgeſchrieben iſt. 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, müſſen ſich bei ihr und bei der Abſtimmung entfernen. 
Soll in den Sitzungen 


1) über Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 


2) über Anſtellung von Beamten mit längerer als dreimonatlicher Kündi⸗ 
gung, oder Entlaſſung derſelben, 


3) über Erwerbung oder Veräußerung von Immobiliar, 
4) über Verträge, deren Gegenſtand mehr als 1500 Thaler beträgt, 
gültig Beſchluß gefaßt werden, ſo muß den Mitgliedern mindeſtens 14 Tage 
10 u Sitzung ſchriftlich angezeigt worden fein, daß darüber verhandelt wer⸗ 
en ſoll. 
Ueber die Beſchlüſſe des Vorſtandes wird ein Protokoll geführt. 


F. 42. 
Befugniſſe. 
Der Vorſtand verwaltet ſämmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſo⸗ 


weit fie nicht ausdrücklich durch das gegenwärtige Statut zur Kompetenz der 


Generalverſammlung oder der Reviſoren gewieſen ſind, und repräſentirt allein 
die Geſellſchaft in ihren Verhältniſſen nach Außen. 

Er hat hierbei alle dieſenigen Rechte und Pflichten, welche das allgemeine 
Deutſche Handelsgeſetzbuch Art. 227. bis 241. und das Einführungsgeſetz dazu 
an 24. Juni 1861. Art. 12. §. 6. dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft 
beilegen. 

N Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, die der Vor⸗ 
ſtand Namens der Geſellſchaft ausſtellt, bez. vollzieht, find verbindlich für die 


HGeeſellſchaft, ſobald fie vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und mindeſtens 


. noch einem Mitgliede des Vorſtandes unterſchrieben ſind. 
6 . 43. 


Legitimation. 


Zur Ausübung aller dem Vorſtande im F. 42. ertheilten Befugniſſe be⸗ 
darf derſelbe dritten Perſonen und Behörden gegenüber keiner weiteren Legiti⸗ 
mation, als eines auf Grund der von der Gerichtsperſon oder dem Notar auf, 
genommenen Wahlverhandlung ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes 
über die Perſonen feiner jedesmaligen Mitglieder. 

Kr. 7141) §. 44. 
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$. 44. 
0 Pflichten und Verantwortlichkeit. 


Die Mitglieder des Vorſtandes verwalten ihr Amt nach beſter Einſicht 
und find der Geſellſchaft nach Maaßgabe des Geſetzes ($. 132. Tit. 6. Theil II. 
des Allgemeinen Landrechts und Art. 241. des Handelsgeſetzbuches) für ihre Hand⸗ 
lungen verhaftet. Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Mitglie 
dern des Vorſtandes find im Gerichtsſtande der Geſellſchaft anhängig zu machen. 


§. 45. 
Dauer des Amtes. 


Die Amtsdauer der Mitglieder des Vorſtandes wird auf fünf Jahre feſt⸗ 
geſetzt, welche von der wählenden ordentlichen Generalverſammlung an einſchließ⸗ 
lich derſelben bis zu der ihr folgenden ſechsten ordentlichen Generalverſammlung 
berechnet werden. 

Die Ausgeſchiedenen ſind ſofort wieder wählbar. 


$. 46. 
Austritt, Entſetzung, Suspenſion. 


Jedes Mitglied des Vorſtandes kann fein Amt nach vorgängiger vier- 
wöchentlicher ſchriftlicher Aufkündigung niederlegen. 

Ein Austritt iſt nothwendig, wenn die im $. 39. erwähnten Fälle der 
Wahlunfähigkeit eintreten. 

Auch kann in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Verſammlung 
des Vorſtandes durch einen Beſchluß die Suspenſion vom Amte gegen ein Mit⸗ 
glied deſſelben bis zur definitiven Entſcheidung in der nächſten Generalverſamm⸗ 
lung angeordnet werden. 

In allen dieſen Fällen hat der Vorſtand die interimiſtiſche Wahl eines 
anderen Mitgliedes bis zur nächſten Generalverſammlung vorzunehmen. Das 
Protokoll über eine ſolche Wahl muß gleichfalls unter Zuziehung einer Gerichts⸗ 
perſon oder eines Notars aufgenommen werden. 

Der Geſellſchaft ſteht endlich auch das Recht zu, jedes Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, wenn dieſes von der Staats⸗ 


regierung verlangt, oder auf den Antrag des Vorſtandes oder der Reviſoren in 


einer Generalverſammlung beſchloſſen wird. 

Ein derartiger Ankrag der Reviſoren muß zunächſt bei dem Vorſtande 
ſelbſt eingebracht und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen 
weren genehmigt, demnächſt aber der Generalverſammlung vorgelegt 
werden. 

$. 47. 


Remuneration. 


Die Mitglieder des Vorſtandes erhalten, außer der Erſtattung ihrer baaren 7 
Auslagen, eine Remunerätion, welche durch die Generalverſammlung feſtgeſetzt 


er 
Die wählende Verſammlung kann aus ihrer Mitte einen Bevollmächtigten 
ernennen, welcher Namens ihrer mit den Gewählten die über deren Anſtellung 
und Remuneration erforderlichen Verträge nach Maaßgabe der Beſchlüſſe der 
Verſammlung abzuſchließen hat. 


B. Reviſoren. 


$. 48. 
Wahl. 


Die Generalverſammlung wählt für jedes Geſchäfts⸗ bez. Betriebsjahr aus 
der Zahl der Aktionaire drei Reviſoren. Nicht wählbar iſt, wer nach $. 39. 
Alinea 2. nicht zum Mitgliede des Vorſtandes gewählt werden kann. 


§. 49. 
Vorſitz und Verſammlungen. 


Die drei Reviſoren wählen unter ſich nach Stimmenmehrheit einen Vor⸗ 
ſtzenden, welcher die Geſchäfte und in den Verſammlungen die Verhand- 
lungen leitet. 

Dieſer Vorſitzende beruft die Reviſoren zu einer Verſammlung, ſo oft es 
erforderlich iſt, nach Cottbus. a 
F. 50. 
Befugniſſe. 


Den Reviſoren liegt es hauptſächlich ob, vor der ordentlichen General⸗ 
verſammlung die vom Vorſtande aufzuftellenden Rechnungen und Bilanzen zu 
prüfen und zu dechargiren, auch deſſen Vorſchläge zur Dividendenvertheilung 
zu begutachten. 

Die in der erſten ordentlichen Generalverſammlung nach Ablauf der Bau⸗ 
eit zu wählenden Neviforen haben die Baurechnung, ſowie die Bilanzen für die 
Bauzeit und die Rechnungen und Bilanz für das erſte Geſchäfts⸗ bez. Betriebs⸗ 
jahr zu prüfen; die in jedem folgenden Jahre zu wählenden Reviſoren prüfen 
die Rechnungen und Bilanz desjenigen Jahres, in welchem ſie gewählt ſind. 

Die Reviſoren find ermächtigt, dem Vorſtande Decharge zu ertheilen, wenn 
ſie gegen die Bilanz nichts zu erinnern finden, oder ihre etwaigen Erinnerungen 
erledigt worden ſind. Entgegengeſetzten Falles haben ſie bei der nächſten General⸗ 
verſammlung, welcher das Reſultat der Prüfung jederzeit mitzutheilen iſt, die 
Beſchlußnahme über die Verfolgung oder Beſeitigung der unerledigten Erinne⸗ 

rungen anheim zu ſtellen. 8 N 
ö Außer den nach Vorſtehendem und nach $$. 27. 29. ihnen beigelegten 
Befugniſſen können die Reviſoren auch jederzeit die Bücher und Schriften der 
Geſellſchaft einſehen, den Beſtand der Geſellſchaftskaſſe unterſuchen und wahr- 
I ane Mängel in der Verwaltung dem Vorſtande zur Erwägung bez. Ab⸗ 

ülfe anzeigen. f 
(Nr. 7141) ; $. 51. 


un 


$..51. 
Remuneration. 


Wegen Remuneration der Reviſoren finden die Beſtimmungen des g. 47. 
Anwendung. 


C. Beamte der Geſellſchaft. 
$. 52. 


Kaſſenweſen und Kaſſenbeamte. 


Ueber die Einrichtung und Verwaltung des Kaſſenweſens wird von dem 
Vorſtande eine beſondere Inſtruktion erlaſſen. 

Die Kaffen- und ſonſt erforderlichen Beamten ſtellt der Vorſtand an und 
ſetzt die Bedingungen der mit ihnen abzuſchließenden Kontrakte feſt. 


$. 53. 
Andere Beamte. 


Sollte der Betrieb der zu erbauenden Eiſenbahn von der Geſellſchaft ſelbſt 
übernommen werden, ſo hat der Vorſtand den Betrieb den beſtehenden allgemeinen 
und beſonderen Verordnungen gemäß zu organiſiren und ſämmtliche dazu erfor 
derliche höhere und niedere Beamten, insbeſondere einen Betriebsdirektor anzu⸗ 
ſtellen, die Kontrakte mit ihnen abzuſchließen, die ihnen zu ertheilenden Befugniſſe 
feſtzuſetzen und die ihnen zu gebenden Inſtruktionen zu erlaſſen. f 


Inſofern den Kaſſen⸗ und anderen ſonſtigen Beamten kontraktmäßig eine 3 


Kautionsbeſtellung auferlegt werden foll, muß diefelbe in Stammaktien der Ge 

ſellſchaft beſtimmt und geleiſtet werden. . 5 
$. 54. 

Bekanntmachungen. 


Die Namen der Mitglieder des Vorſtandes und der Reviſoren, ihrer Vor⸗ 
ſitzenden und deren Stellvertreter, bez. des Betriebsdirektors, find bei der erſt⸗ 
maligen Wahl bez. Anſtellung, ſowie bei jeder eintretenden Veränderung durch 
die Geſellſchaftsblätter (§. 11.) rechtzeitig bekannt zu machen. 


V. Voruͤbergehende Beſtimmungen. 


§. 55. 
In Betreff des Vorſtandes. 


Den erſten Vorſtand wählt das unterzeichnete Komite nach Stimmen 
mehrheit, ſobald die landesherrliche Genehmigung erfolgt iſt. Si 
ie 


Be I 
Die Dauer feiner Amtsperiode erſtreckt ich: 
1) auf die Bauzeit / a 


2) auf die nach Eröffnung des Betriebes folgenden fünf Betriebsfahre, auf 
dieſe jedoch mit der Maaßgabe, daß mit dem Beginne des erſten, zwei⸗ 
ten, dritten, vierten und fünften Betriebsjahres je ein Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes nach Beſtimmung des Looſes ausſcheidet, und ſeine Stelle durch 
eine 9 7 in Gemäßheit der Beſtimmungen des $. 36. wieder ber. 
ſetzt wird. f 


Von dieſem Vorſtande gelten die Beſtimmungen der $$. 39. bis 47. und 
die ſonſtigen, die Rechte und Pflichten des Vorſtandes betreffenden Feſtſetzungen 
des gegenwärtigen Statuts. 

Für die Dauer der Bauzeit hat das Komits mit dem von ihm erwählten 
Vorſtande deſſen Remuneration zu vereinbaren. Es darf jedoch dieſelbe die Ge— 
ſammtſumme von 5500 Thalern für das Jahr nicht überſteigen. 

Die erſte ordentliche Generalverſammlung normirt die Remuneration von 
da ab aufs Neue nach F. 47. 

Die von dem Komité für das Unternehmen erworbenen Rechte, ſowie die 
für daſſelbe übernommenen Verbindlichkeiten gehen mit der Wahl des erſten Vor⸗ 
ſtandes auf die Geſellſchaft über. Das Komite übergiebt demſelben die bis dahin 
geführten Akten und die ſämmtlichen generellen techniſchen Vorarbeiten. Dagegen 
hat der erſte Vorſtand die Beiträge bez. Vorſchüſſe, welche zur Deckung des 

\ An der Vorarbeiten gemacht worden find, den betreffenden Gebern zu 
reſtituiren. 


$. 56. 
Erſte ordentliche Generalverſammlung. 


Die erſte ordentliche Generalverſammlung iſt von dem Vorſtande am 
Schluſſe der Bauzeit zu berufen, um die nach F. 55. erforderliche Wahl eines 
Vorſtandsmitgliedes, ſowie die Wahl von Reviſoren vorzunehmen, auch die Re⸗ 
muneration des Vorſtandes und der Reviſoren feſtzuſtellen, endlich die nach §. 2. 
und F. 30. unter 2. erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen. 


§. 57. 
Beaufſichtigung des Baues. 


. Die Staatsregierung iſt berechtigt, zu ſpezieller techniſcher Beaufſichtigung 
der Bauausführung einen kechniſchen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher zu jeder 
Zeit von der vorſchriftsmäßigen und ſoliden Ausführung des Baues nach den 
genehmigten Plänen und Konſtruktionen und von der Beſchaffenheit der zu ver- 
wendenden Materialien ſich Ueberzeugung zu verſchaffen befugt ſein ſoll. 

Seinen Anordnungen iſt die Geſellſchaft unter Vorbehalt des Rekurſes an 
das Miniſterium Folge zu leiſten verbunden. 

Die dem Staate durch die ſpezielle Aufſicht erwachſenden Koſten hat die 
Geſellſchaft zu tragen. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7141.) 91 $. 58. 


Abänderung des Statuts. 


Das . Komite iſt ermächtigt, die von der Königlich Preuß 
ſchen Regierung vor Ertheilung der landesherrlichen Genehmigung etwa an er⸗ 
we zu erachtenden Abi Re Statuts vorzunehmen. i 


§. 59. 
Verpflichtung der Aktionaire. 


Wer durch Zeichnung von Stamm oder Prioritäts⸗Stammaktien dem 
Alnternehmen beitritt, unterwirft ſich damit dem gegenwärtigen, von dem unter⸗ 
zeichneten Komité vollzogenen Statut und erkennt insbeſondere die von demſelben 
erfolgte erſtmalige Ernennung des Vorſtandes, ſowie deſſen innerhalb der ſtatut 
mäßigen Grenzen getroffenen Maaßnahmen und e e 
als für ſich verbindlich an. 


Dias Komits für die Eisenbahn Cottbus-Großenbain. 
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Beilagen. 


Beilage A. 


Stammaktie 


| der 
Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft 

über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 

Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an 
dem geſammten Eigenthume der Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft und 
an dem Gewinne und Verluſte derſelben betheiligt. 
| Cottbus, den ten 18. 


Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Der Vorſtand. Eingetragen Fol.....- des Aktienbuchs. 
(Drei fakſimilirte Unterſchriften.) (Unterſchrift des Beamten.) 


Beilage B. 
Prioritaͤts⸗Stammaktie 


: der 
Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft 
. 
über 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an 
dem geſammten Eigenthume der Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft und 
an dem Gewinne und Verluſte derſelben mit allen denjenigen Vorrechten bethei⸗ 
gt, die nach dem Geſellſchafts⸗Statute den Inhabern der Prioritäts-Stamm⸗ 
aktien zuſtehen; insbeſondere alſo mit einem prioritätiſchen Anſpruche auf Gewäh⸗ 
kung einer Dividende von fünf Prozent pro anno, welche aus dem Reinertrage 
des Unternehmens der dd an die Inhaber der Prioritäts⸗Stammaktien 
N u nt ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Inhaber der Stammaktien 
erfolgen darf. 


Cottbus, den ten 18. 

Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Der Vorſtand. Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuchs. 
(Drei fakſimilirte Unterſchriften.) (Unterſchrift des Beamten.) 


Gr. 71410 9 Beilage C. 


= e 
Beilage C. \ 2 8 
Quittungsbogen 


der 
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91 quittirenden Raten eingezahlt. Die Aushändigung der Aktie gegen Rückgabe 


ſein wird. 
Cottbus, NN 18. 5 
Der Vorſtand der Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Drei fakſimilirte Unterſchriften.) 


Beilage D. 
Ku pon 
zur 


Stamm⸗ AL: 
Prioritäts-Stamm⸗] Aktie . 


der 
Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft, 
während der Bauzeit, nachdem die Aktie voll eingezahlt iſt. 


. erhoben iſt. 


: Der Vorzeiger dieſes Kupons empfängt gegen fen n deſſel⸗ 4 
ben fünf Prozent pro anno von dem voll eingezahlten Aktienkapital, 
ü für die Zeit vom n 5 5 

Cottbus, den ten 18. 


Der Vorſtand der Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Zwei fakſimilirte Unterſchriften.) 


Eingetragen Fol. 
(Unterſchrift des Beamten.) 


Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen Geldbetrag nicht bis 


einſchließlich den ... 


Beilage E. 1 


Dividendenſchein 
zur 


Stammaktie M*..... 
der 


Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Der Vorzeiger dieſes Scheines empfängt gegen Einlieferung deſſelben die 


; auf obige Aktie für das Jahr ..., fallende Dividende, deren Betrag vom 
Veorſtande bekannt gemacht werden wird. 
Cottbus, den en 18. 


Der Vorſtand der Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Zwei fakſimilirte Unterſchriften.) 
N 1 in das Dividendenſchein⸗ 
Regiſter Fol. N 


(Unterſchrift des Beamten.) 


Beilage F. 


zalon 
zur 
Stammaktie M . 
der 
Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Der Vorzeiger dieſes Talons empfängt im Jahre ..... gegen Einliefe⸗ 


5 tung deffelben den zu der vorbezeichneten Aktie auszufertigenden Dividendenſchein 
i NSS inkl. 


Cottbus, den en . . 18. 
Der Vorſtand der Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Zwei fakſimilirte Unterſchriften.) ’ 
55 nn. Engerägen in das Talon-Regifter A. 
O0. 


(Unterſchrift des Beamten.) 


Gr. 7141) Beilage G. 
„ f 


Beilage ©. | 
| Dividendenfchein 


zur 
Prioritaͤts-Stammaktie AM... 


der 
Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Vorzeiger dieſes Dividendenſcheins hat gegen Einlieferung deſſelben 
an dem laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinn der Geſellſchaft für das Jahr ..... Ne 
einen Prioritätsanſpruch bis zur Höhe von 10 Thalern, geſchrieben zehn Thalern 
Preußiſch Kurant. Außerdem wird der nach fernerer demnächſtiger Auszahlung 
von fünf Prozent pro anno auf die Stammaktien verbleibende Ueberſchuß des 
vertheilungsfähigen Reingewinnes zur Hälfte unter die Stammaktien und zur 

anderen Hälfte unter die Prioritäts⸗Stammaktien, und zwar unter jene und 
dieſe pro rata, vertheilt. f 


Cottbus, den . ten 18. 
Der Vorſtand der Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 


(L. S.) (Zwei fakſimilirte Unterſchriften.) 


Eingetragen in das Dividendenſchein⸗ 
Regiſter C. Fol.. 
(Unterſchrift des Beamten.) 


Beilage H. 
Tail den 
a Fur tf 
Prioritaͤts-Stammaktie AM ..... 
der 


Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
* 


Der Vorzeiger dieſes Talons empfängt im Jahre gegen Einlieferung 
deſſelben den zu der obengenannten Aktie auszufertigenden Dividendenſchein 
P BIS inkl. 


Cottbus, den ten 18. 
Der Vorſtand der Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 


(L. S.) (Zwei fakſimilirte Unterſchriften.) 


renne 
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7142.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Juni 1868,, betreffend die Vereinigung des Bezirks 
e der Berghauptmannſchaft zu Clausthal mit dem Bezirke der Landdroſtei 
zu Hildesheim. a 


Au den Bericht vom 15. Juni er. will Ich hierdurch genehmigen, daß die 
durch Artikel II. Meiner Verordnung vom 9. November 1867. (Geſetz-Samml. 
S. 1873.) einem beſonderen Beamten übertragenen Regiminalgeſchäfte des Berg- 
hauptmanns zu Clausthal auf die Landdroſtei zu Hildesheim übergehen, und daß 
der Bezirk der Berghauptmannſchaft zu Clausthal mit dem Bezirke der Land— 
Droſtei Hildesheim vereinigt werde. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 17. Juni 1868. N 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


° An den Minifter des Innern. 


Gr., 7143.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der Aktien⸗ 
185 geſellſchaft der Gladbacher Spinnerei und Weberei zu Gladbach in dem 
notariellen Protokolle vom 14. April 1868. beſchloſſenen Abänderung ihres 
Geſellſchaftsſtatuts. Vom 8. Juli 1868. 


5 Oe Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 29. Juni 1868. 
die von der Aktiengeſellſchaft der Gladbacher Spinnerei und Weberei zu Gladbach 
im notariellen Protokolle vom 14. April 1868. beſchloſſene Abänderung ihres 
HOGeſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem 

Statute wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf 
bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 8. Juli 1868. 


Der Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 


Er. 71427144.) (Nr. 7144.) 


185 (Ir. 7144) Bekanntmachung, betreffend die Ratifkation des Staatsvertrages vor 18. N 
1ẽ᷑867. zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen⸗Meininge 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Reuß jüngerer Linie, in Betreff der H 
ſtellung einer Eiſenbahn von Gera über Saalfeld nach Eichicht. Vor 

8 2 zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen⸗ Meiningen, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Reuß jüngerer Linie in Betreff der Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Gera über Saalfeld nach Eichicht am 18. März 1867. zu 
Berlin abgeſchloſſene Staatsvertrag (Geſetz-Samml. für 1868. Nr. 41. S. 568 f 
iſt ratifizirt worden, und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden hat ſtatt. 

gefunden. 5 f n ; ne 

Berlin, den 10. Juli 1868. 
Der Minifter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


